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Devianz, Diskurs und Differenz1
Reinhard Kreissl
1. Einleitung
Ausgangspunkt meiner Überlegungen ist die Beobachtung von zwei scheinbar
gegenläufigen Entwicklungen im Bereich rechdich gesteuerter und staatlich
organisierter sozialer Kontroüe:
a) Auf der einen Seite wkd von verschiedenen Seiten mit Besorgnis ein
Trend zur Vorverlagerung des rechtlich abgesicherten Eingriffs staatlicher
KontroU- und Ermittlungsinstanzen diagnostiziert. Rechthch gesteuerte so¬
ziale Kontroüe durch staadiche Instanzen, so heißt es hier, dehne sich zuse¬
hends und unkontrolüerbar in die Geseüschaft hinein aus. Immer mehr
Gesetze würden den Bereich des fraglos legalen Verhaltens zusehends einen¬
gen und die KontroUinstanzen von klaren rechtlichen Vorgaben entbinden.
Man wisse bald nicht mehr, was man noch dürfe und wo der Bereich des straf¬
rechtlich relevanten Fehlverhaltens beginne. Befürchtet wkd die Entstehung
eines Überwachungsstaates durch die Ausdehnung des staatlichen Zugriffs in
geseUschaftüche Handlungsbereiche (vgl. Dencker 1988; Maus 1986; Preuß
1989).
b) Auf der anderen Seite wkd beklagt, daß soziale Kontroüe zunehmend
privatisiert wkd. Dabei wkd auf verschiedene Phänomene verwiesen. Als pla¬
kativer Beleg dient die Ausdehnung des privaten Sicherheitsgewerbes, dessen
Umfang, gemessen an der Zahl der Beschäftigten, angebhch bereits die staat¬
lichen Ordnungskräfte bei der Polizei übertrifft. Weitere Belege sind die Ein¬
richtung sogenannter Bürgerwehren, etwa der Sicherheitswacht in Bayern,
oder andere Formen der Aktivierung geseüschafthcher Kräfte, insbesondere
für die Zwecke der Prävention, aber auch im Bereich von Ermüdung, Verfol¬
gung und Sanktionierung von angebhch abweichendem Verhalten. Der Staat
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ziehe sich hier aus seinen genuinen Aufgabenbereichen zurück und bürde der
Geseüschaft die Sicherungsaufgaben auf, für die er eigentlich verantwortlich
sei. Das öffendiche Gut Sicherheit, so die Argumentation, würde damit zuse¬
hends über Märkte bereitgesteüt, so daß es nicht mehr aUen Bürgern in glei¬
chem Ausmaß zur Verfügung stünde. In zunehmendem Maße könnten sich
nur mehr die Reichen Sicherheit leisten. Auch ginge die durch präzise rechtli¬
che Vorgaben garantierte formale und materieüe Rechtssicherheit mit zuneh¬
mender Privatisierung sozialer KontroUe zusehends verloren (vgl. Beste
1996).
Ob diese beiden vermuteten Trends auf unterschiedlichen ideologisch-po-
ütischen Bückwinkeln beruhen, ob sie komplementäre Entwicklungen be¬
schreiben oder ihre Empirie an verschiedenen Bereichen gewinnen, ist auf
den ersten Bhck nicht klar.
Beide Beobachtungen gewinnen jedoch ihre Kontur vor dem Hintergrund
einer gemeinsamen VorsteUung von Recht und sozialer KontroUe. Diese Vor¬
steUung läßt sich im Büd des modernen demokratischen Rechtsstaats fassen.
Sie ist das Produkt eines historischen Entwicklungsprozesses, der sich endang
von Verrechtiichungsschüben rekonstruieren läßt. Das Ergebnis dieses Pro¬
zesses ist ein ModeU des Verhältnisses von Staat und GeseUschaft, das den bei¬
den eingangs skizzierten Szenarien — zunehmende Verstaathchung der GeseU¬
schaft einerseits, steigende Vergeseüschaftang des Staates und wachsende
Privatisierung hoheitlicher Aufgaben andererseits — die begrifflichen Hinter¬
grundsannahmen hefert. Dieses ModeU hat eine deskriptive und eine norma¬
tive Lesart. Beide sind wichtig, wenn man das Problem der sich verändernden
ArbeitsteUung zwischen Staat und Geseüschaft analysieren wül.
Ich möchte zunächst versuchen, dieses ModeU des modernen demokrati¬
schen Rechtsstaats kurz zu skizzieren und zwar unter der Perspektive der dar¬
in implizierten VorsteUungen über legitime Formen rechthch vermittelter
sozialer Kontroüe (2.). Im Anschluß daran werde ich mich mit einigen Bei¬
spielen beschäftigen, die vor dem Hintergrund dieses Modeüs als problemati¬
sche Entwicklungen erscheinen (3.). Abschheßend möchte ich dann versu¬
chen, diese Entwicklungen in einem weiteren geseUschaftstheoretischen
Kontext vor dem Hintergrund eines veränderten Verständnisses der Diffe¬
renz von Staat und Geseüschaft zu interpretieren (4.).
Ich nehme also das Thema »erlaubte und verbotene Differenzen« hier in
folgender Weise auf: es geht mir erstens um die für soziale Kontroüe in mo¬
dernen GeseUschaften des Typs Bundesrepubük zentrale Leitdifferenz von
Staat und Geseüschaft und zweitens um die Roüe des Rechts bei der Etabüe-
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rung und Aufrechterhaltung dieser Differenz. Dabei interessiert mich Recht
in erster Linie unter dem Gesichtspunkt der Steuerung und Begrenzung des
staatlichen Zugriffs in geseUschaftliche Bereiche. AUe weiteren Differenzie¬
rungen, die im Bereich sozialer KontroUe eine Roüe spielen, also die Unter¬
schiede zwischen legal und ülegal, legitim und ülegitim, sowie zwischen kon¬
form und deviant können in ihrer spezifischen Bedeutung und Ausformung
durch die Leitdifferenz von Staat und Geseüschaft gesehen werden (Kreissl
1988).
2. Die Differenzierung von Staat und Gesellschaft als Ergebnis
von Verrechtlichungsprozessen
Dem Recht wkd für die Entwicklung moderner GeseUschaften in soziologi¬
schen Analysen eine zentrale RoUe zugesprochen. Geseüschaftstheoretisch
ambitionierte Autoren, von Durkheim und Weber bis hin zu Luhmann und
Habermas, haben sich mit der Kovariation von Recht und Geseüschaft be¬
schäftigt (vgl. Gephart 1993). Das kistitutioneUe Arrangement des modernen
Rechtsstaats läßt sich aus geseUschaftstheoretischer Perspektive als Produkt
epochaler Verrechtüchungsprozesse begreifen. Nehmen wk die von Haber¬
mas (Habermas 1981: 522ff.) entwickelte Typologie als Ausgangspunkt, so
lassen sich hier vier Schübe unterscheiden: Sie bringen in Habermas Termino¬
logie in historischer Folge den bürgerhchen Staat, den Rechtsstaat, den demo¬
kratischen und den Sozialstaat hervor. Für jede dieser Typen läßt sich ein spe¬
zifischer Rechtstypus identifizieren. Der für unsere Fragesteüung theoretisch
interessante Punkt ist dabei, daß durch diese Schübe jeweüs Probleme erzeugt
werden, die Thema des darauffolgenden Verrechtiichungsschubes werden.
Der bürgerhche Staat schafft sozusagen zunächst in der Horizontalen recht¬
hch gesicherte Verhältnisse: Formeüe Gleichheit der Untertanen, Freiheit und
Sicherung des Eigentums garantieren die Kalkuherbarkeit des bürgerüchen
Verkehrs im Angesicht der souveränen Staatsgewalt, die als einzige Queüe der
Legaütät gut. Im Rechtsstaat wkd sodann diese Obrigkeit ihrerseits an Recht
und Gesetz gebunden. Die Bürger erhalten einklagbare subjektiv-öffentliche
Rechte gegenüber dem Souverän. Das Prinzip der souveränen Herrschaft
kann nun als Herrschaft des Gesetzes gedeutet werden. Es handelt sich hier
also um eine Verrechtlichung in der Vertikalen. Der demokratische Rechts¬
staat wiederum koppelt die gesetzhche Herrschaft an rechtlich gesicherte po¬
litische Partizipationsrechte, d.h. Recht gewinnt seine Legitimität aus der de¬
mokratischen Genese über den gewählten parlamentarischen Gesetzgeber.
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Der Sozialstaat schheßüch sichert über das Medium des Rechts ein Stück weit
die materieUen Voraussetzungen poütischer Partizipation, indem er die Risi¬
ken und Asymmetrien einer sich selbst überlassenen kapitaüstischen Markt-
wktschaft durch rechthche Normierung abfedert. Habermas interpretiert die¬
se Entwicklung bekanntlich aus der Perspektive des Konflikts zwischen den
medial gesteuerten Bereichen von Administration und Ökonomie auf der ei¬
nen Seite und einer sich rationalisierenden kommunikativ strukturierten Le¬
benswelt auf der anderen, die ihren Ansprüchen in der Form rechtlicher Ga¬
rantien Geltung verschafft. Die staadiche Sphäre entsteht in Koevolution mit
der geseüschafthchen, zunächst gleichsam oberhalb von ihr, sodann durch de¬
mokratische Verfahren in ihrem Handlungsspiekaum an die Geseüschaft
rückgekoppelt und schheßhch verläuft durch rechtlich gesteuerte Intervention
die Rückkopplung auch in der Gegenrichtung, d.h. die Geseüschaft wkd
durch staadiche Intervention geprägt.
Dieses idealtypische ModeU der Entwicklung von Recht, Staat und Geseü¬
schaft hat einen deutlichen und starken normativistischen Bias, das macht es
empirisch angreifbar. Aber es hefert eine gute Interpretationsfoüe für die Kri¬
tik bestimmer Entwicklungen des modernen Rechts, indem es ein normatives
ModeU legitimer poütischer Herrschaft im aUgemeüien und legitimer Formen
rechthch kodierter sozialer Kontroüe im Besonderen anbietet (vgl. Habermas
1992). Der theoretische Witz dieses Modeüs besteht nun darin, daß es die
Mögüchkeit bietet, Rechtsnormen und ihre Anwendung kritisch unter dem
Gesichtspunkt ihrer freiheitssichernden Wkkungen zu betrachten. Der
Fluchtpunkt aher Aktionen des Rechtsstaates ist die Sicherung geseüschafth¬
cher Freiheitssphären mit den Mitteln des Rechts. Dieses ModeU soüte man
also nicht empiristisch verkürzen, sondern es als eine mögüche Form der
Selbstbeschreibung moderner GeseUschaften interpretieren, also als eine
Form, die in der Geseüschaft benutzt wkd, um über die Geseüschaft zu reden.
Die Instanzen formaler sozialer Kontroüe im engeren Sinne, also Poüzei, Ju¬
stiz und StrafvoUzug gehören in diesem ModeU der Sphäre des Staates an. Sie
reahsieren das staatliche Gewaltmonopol nach innen, sichern die Umsetzung
koUektiv bindender Entscheidungen und sind in ihrem Handeln gebunden an
gesetzhche Vorgaben, die ihrerseits wiederum als Ergebnis politischer Wü-
lensbüdungsprozesse interpretiert werden können. Damit haben sie die
begründete Vermutung für sich, im gerechtfertigten geseüschaftüchen AUge-
meininteresse zu handeln. Als legitim kann der Zugriff sozialer KontroU¬
instanzen in diesem ModeU dann gelten, wenn er von demokratisch legitimier¬
ten und formal rationalen gesetzüchen Regelungen gesteuert wkd und die
Handlungen der KontroUinstanzen ihrerseits demokratischer und rechtlicher
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Kontroüe unterüegen. Normativ üegt der Primat hier bei der GeseUschaft, der
demokratische Rechtsstaat ist die kistitutioneüe Form, mit deren Hufe diese
GeseUschaft sich selbst programmiert, d.h. auf sich selbst einwkkt.
Man kann nun vier Aspekte mit empirischer Plausibiütät ins Feld fuhren,
die gegen dieses ModeU sprechen:
1. Der Prozeß der Rechtsgenese orientiert sich nicht am ModeU des demokra¬
tischen Rechtsstaats. Der parlamentarische Gesetzgeber hängt sozusagen
kognitiv am Tropf der Exekutive, die ihn mit Daten und Deutungen, mit
Wissen und Interpretationen versorgt. Die parlamentarischen Gesetze ih¬
rerseits hefern nur mehr »Gesetzesattrappen« (Maus 1986), die keineswegs
den exekutivischen Handlungsspiekaum einschränken, sondern die sich
erst in der Anwendung konkretisieren. Aber selbst wenn es formal rational
strikte rechtliche Regelungen gäbe, greift ein weiterer Kritikpunkt.
2. Die Anwendung des Rechts ist nicht nur die Umsetzung eines Programms,
sondern die rechtsanwendende Exekutive hat ein Eigenleben. Der Einsatz¬
leiter der Poüzei läuft nicht mit dem Grundgesetz unter dem Arm herum,
die Entscheidung des Richters ist nicht nur Anwendung rechtlicher Rege¬
lungen, sondern basiert zu erhebhchen Teüen auf anderen — rechthch nicht
legitimierbaren - Kalkülen, auf den sozialen Notwendigkeiten der lokalen
Anwendung von Recht vor Ort und nicht zuletzt auf ganz normalem AU-
tagsverstand.
3. Das Rechtssystem selbst ist nicht einfach an den demokratischen Macht¬
kreislauf anschheßbar. Die spezifische Rationalität des Rechts gerät in Kon¬
flikt mit den Rationaütäten des poütischen Systems einerseits, mit den Ei-
genrationaütäten der rechdich zu steuerenden Handlungsbereiche
andererseits. Das erzeugt im demokratischen Herrschafts- und Machtkreis¬
lauf ein regulatorisches Trüemma (Teubner 1985). Dieses wiederum läßt
sich auf einer aügemeinen Ebene auf ein sehr grundsätzhches Problem be¬
ziehen.
4. Die grundsätzhche Idee einer sich gleichsam bewußt durch demokratische
Verfahren und Gesetze selbstprogrammierenden Geseüschaft ist im Ange¬
sicht der real existierenden Komplexität moderner, funktional differenzier¬
ter GeseUschaften obsolet geworden. Die VorsteUung, das poütische Sy¬
stem könne qua parlamentarischem Gesetzgeber die Geseüschaft als
Ganzes mit den Mtteln des Rechts steuern, ist heülos unterkomplex (Wül-
ke 1992). Nichtsdestotrotz ist diese VorsteUung für die Strukturierung der
Diskurse sozialer Kontroüe unentbehrüch.
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Das ModeU der beiden gegenläufigen Kreisläufe von Legitimität und poüti¬
scher Macht (vgl. Habermas 1992), das der Idee der ArbeitsteUung zwischen
demokratischem Rechtsstaat und Zivügeseüschaft zugrundehegt, funktioniert
also offensichtlich zwar nicht so, wie es in der Theorie angelegt ist. Dennoch
hefert dieses ModeU nach wie vor die normative Foüe für die Interpretation
staatlicher Politik und zwar in doppelter Hinsicht: Zum einen werden staatli¬
che Poütiken mit dem Verweis auf ein demokratisch legitimiertes Augemein¬
interesse begründet und zum anderen rekurriert die Kritik dieser Politiken
ebenfaüs auf die Idee veraügemekierungsfahiger Interessen.
Bezogen auf unsere Fragesteüung der Entwicklung sozialer KontroUe
nimmt diese Auseinandersetzung folgende Form an: Welche Interventionen
in den Bereich der GeseUschaft sind als legitim vertretbar, inwieweit kann, darf
und soü der Staat sich mit den Mtteln des Strafrechts in geseUschaftliche Pro¬
zesse einmischen? Rechthch gesteuerte soziale KontroUe kann als legitim
bezeichnet werden, wenn sie sich darauf konzentriert, Störungen der Repro¬
duktionsbedingungen der Zivügeseüschaft zu beheben. Diese Reproduktions¬
bedingungen sind normativ definiert (vgl. Albrecht u.a. 1992). Die Luh-
mann'sche Formel von Verhaltenssteuerung und Erwartungsstabüisierung
(Luhmann 1981) als Funktionen des Rechts bringt das auf den Punkt. Soziale
Kontroüe habe sich darauf zu beschränken, einen Kernbestand an schutzwür¬
digen Rechtsgütern zu sichern. An zentraler SteUe steht dabei die individueüe
Freiheit des Bürgers, die es sowohl in der Horizontalen, also gegen geseU¬
schaftliche Bedrohung, als auch in der Vertikalen, also gegen staatliche Inter¬
ventionen zu schützen gut. Die Empirie vor der Haustüre zeigt uns nun, daß
diese Ansprüche nicht mehr erfüUt werden und daß soziale KontroUe sich in
andere Richtungen entwickelt.
3. Pathologien sozialer Kontrolle im demokratischen Rechtsstaat
Selbst Rechtsstaatsoptimisten wie Habermas sehen die Gefahr pathologischer
Entwicklungen im Bereich des modernen Rechts. Am Beispiel der Verrecht-
üchung der Sozialpoütik hat Habermas die Ambivalenz von Freiheitsver¬
bürgung und Freiheitsentzug deudich gemacht. Es seien nun, so schreibt
Habermas über das moderne interventionistische Recht, die »Mttel der Frei¬
heitsverbürgung selbst, die die Freiheit des Nutznießers gefährden« (Haber¬
mas 1981: 531). Ich möchte diese Überlegung anhand von einigen Beispielen
aus dem Bereich sozialer KontroUe ausführen. Dabei werden verschiedene
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Tendenzen sichtbar, die sich nicht ohne weiteres in ein einheitliches Schema
bringen lassen.
Gemeinsam ist diesen Entwicklungen, daß sie soziale Kontroüe von klaren
rechtlichen Vorgaben abkoppeln und zwar, wie eingangs erwähnt, in zweifa¬
cher Hinsicht: Auf der einen Seite wkd das Handeln der staatüchen Errnitt-
lungs- und Verfolgungsbehörden von klaren rechtlichen Vorgaben entbun¬
den, zum anderen werden Kontroüaufgaben in den vorrechtüchen bzw.
vorstaatüchen Bereich verlagert. Nicht nur von kritischen Beobachtern der
Strafrechtsentwicklung, sondern auch von den poütisch Verantwortlichen
werden massive Bedenken gegen die im Bereich strafrechtlicher Sozialkon-
troüe beobachtbaren Veränderungen geäußert. Die vor einiger Zeit zurückge¬
tretene Bundesjustizministerin sieht in Deutschland eine Entwicklung »weg
vom Konzept des überalen Rechtsstaates, dessen Recht primär Abwehrrecht
des Bürgers ist, hin zum Konzept des konservativen Schutzstaates, dessen
Recht primär Eingriffsrecht des Staates ist« (zit. nach Frehsee, 1997). Diese
Entwicklung läßt sich im Bereich des materieUen Strafrechts ebenso zeigen,
wie im Prozeßrecht. Zwei Aspekte scheinen hier eine besondere Roüe zu spie¬
len: zum einen werden immer neue Gefährdungen konstruiert, die eine Er¬
weiterung des Zugriffs erforderhch erscheinen lassen, zum anderen werden
die Notwendigkeiten einer effektiven Strafrechtspflege und Strafverfolgung
gegenüber den freüieithchen Schutzgarantien des liberalen Strafrechts in den
Vordergrund gesteüt und damit strafprozessuale Schranken abgebaut, die den
Bürger vor dem Zugriff staathcher KontroUe schützen soüen (Preuß 1989).
Betrachtet man die Rechtsentwicklung der letzten zehn bis fünfzehn Jahre im
Überbhck, so kann man mit nur müder Stüisierung von der Entwicklung hin
zu einem Pohzeistaat in der Schublade sprechen.
AUerdings soüte man sich hüten, die allzu düsteren Szenarien der Straf¬
rechtskritiker im Maßstab 1:1 auf die Praxis der KontroUinstanzen zu übertra¬
gen. Zum einen handelt es sich bei einer Reihe der aktueUen Verschärfungen
des Strafrechts um rein symboüsche Gesetzgebung, d.h. die behauptete krimi¬
nal- und rechtspolitische Notwendigkeit neuer Regelungen findet nur bedingt
Niederschlag in der Praxis der Strafverfolgung. So wurden etwa 1993 wegen
Kreditbetrugs im Rahmen von Kapitalanlagegeschäften (Paragraph 264a
StGB) 2.488 Fähe angezeigt, in 11 Fällen kam es zur Anklage und nur in vier
FäUen zur Verurteüung. Ähnliches läßt sich im Bereich des poütischen Straf¬
rechts zeigen. Von knapp 1.500 zwischen 1982 und 1987 registrierten Strafta¬
ten, die sich auf den berüchtigten Paragraphen 129a StGB beziehen, der das
Werben und die Unterstützung für eine terroristische Vereinigung unter Strafe
steht, kam es nur in 89 FäUen zu rechtskräftigen Verurteüungen (Lau/Mischau
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1991). Doch soüte man bei diesen Verhältnissen nicht vergessen, daß die Exi¬
stenz einer entsprechenden Zugriffsnorm erst einmal das Einschreiten der
KontroUinstanzen ermögücht, daß Ermittlungen durchgeführt werden kön¬
nen und bereits damit ein nicht unerhebücher Effekt erzielt werden kann,
auch wenn es letztendhch nicht zu einer Verurteüung kommt.
Zum anderen verfügen die Strafverfolgungs- und Ermitdungsbehörden ih¬
rerseits nur über begrenzte Ressourcen und die hektische Rechtsproduktion
stößt nicht immer auf Gegenhebe bei den Praktikern sozialer KontroUe vor
Ort. Gerade die Poüzei sieht sich zusehends mit neuen Aufgaben konfron¬
tiert, die auf den ersten Bück paradox erscheinen. Es werde, so die häufig ge¬
äußerte Einschätzung von Polizeipraktikern, zusehends wichtiger, mit den
diffusen Bedrohungsängsten der Bevölkerung umzugehen, d.h. Krkninahtäts-
furcht abzubauen und das Sicherheitsgefühl zu stärken. Dies geschieht weni¬
ger mit den Mtteln der klassischen Kriminaütätsbekämpfung, sondern im
Rahmen einer Strategie, die man als »Sicherheitsmanagement« bezeichnen
könnte, durch Aufklärung, Initiierung von lokalen Arbeitskreisen mit anderen
Behörden und Diskussionen mit der Bevölkerung im Rahmen aügemeiner
Öffentlichkeitsarbeit. Zudem sieht sich die Poüzei als Endabnehmer einer
Reihe von gesetzhchen Regelungen, etwa im Polizeiaufgabengesetz, von kiju-
stitiablen Vorschriften umgeben, die zwar theoretisch Rechtssicherheit schaf¬
fen sohten, sich praktisch aber eher lähmend auf die aütägüche Arbeit auswk-
ken. Die im Rahmen symbohscher Politik von poütischer Seite vorgegebenen
Schwerpunkte — etwa der Kampf gegen die vermeintliche Bedrohung durch
ülegale Drogen — treffen bei der Poüzei (und auch bei der Justiz) nicht immer
auf Resonanz. Führende Vertreter der Poüzei votieren hinter kaum mehr vor¬
gehaltener Hand hier und in ekligen anderen Bereichen inzwischen für mas¬
sive Entkriminaüsierungen. Diese Entwicklungen lassen sich als Belege für
eine Entkoppelung von rechtlichen Vorgaben und exekutivischer Praxis sozia¬
ler Kontroüe interpretieren.
Wk finden auf der einen Seite eine hektische Rechtsproduktion, die jedem
kritischen Beobachter bei der VorsteUung, daß sie maßstabsgetreu auf die Pra¬
xis durchschlagen könnte, den rechtsstaatlichen Schrecken in die Knochen
fahren läßt. Auf der anderen Seite zeigt sich eine Praxis sozialer Kontroüe, die
gegenüber diesen Vorgaben nur relativ träge reagiert und aufgrund einer ein¬
gebauten Reflexionsfähigkeit zusehends eigenständige Handlungsstrategien
entwickelt, die sich nicht mit den dystopischen Szenarien der Kritiker des her¬
aufziehenden Überwachungsstaats decken müssen. Das führt dann zu einer
interessanten Konfrontation, in der sich führende Vertreter der Pohzei gegen
ihre Funktionalisierung durch die Poütik wehren, von der sie sich als »Knüp-
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pel aus dem Sack« zur Bearbeitung der Nebenfolgen gescheiterter politischer
Strategien mißbraucht fühlen.
Diese Situation läßt sich nun wie folgt stilisieren: Die gesetzlichen Vor¬
gaben sozialer KontroUe entfalten einen Gutteü ihrer Wkkung im Modus
symboüscher Politik, sie sind mit der Praxis der KontroUinstanzen nur lose ge¬
koppelt. Auf der Ebene der Praxis hingegen entwickelt sich ein eher geseü-
schaftszentriertes Verständnis von öffendicher Ordnung, das sich in lokalen
Initiativen vor Ort, und zwar unterhalb, neben, wenn nicht gar gegen die ent¬
sprechenden Rechtsprogramme durchsetzt. Dies ist sozusagen die hehe Seite
der Entkoppelung von Recht und sozialer Kontroüe. Aber es gibt auch noch
eine dunkle Seite.
Recht hat die Aufgabe, durch die binäre Schematisierung von legalen und
ülegalen Verhaltensweisen einen Bereich unverdächtigen privatautonomen
Handelns auszudifferenzieren. Aües was nicht verboten ist, ist erlaubt. Diese
Aufgabe erfüüt das Recht zusehends weniger. Die oben zitierten Beispiele des
Kreditbetrugs und des poütischen Strafrechts wären hier zu nennen, aber
auch das sogenannte Wktschafts- und das Umweltstrafrecht, die aüe als soge¬
nanntes Risikostrafrecht nicht die »erfolgreiche« Verletzung eines Rechtsguts
bestrafen, sondern bereits solche Handlungen, die gefährhch sind oder unter
Umständen gefährhch sein könnten. Paraüel mit der Zunahme der sogenann¬
ten »abstrakten Gefährdungsdelikte« erweitern sich auch die Ermittlungsmög-
lichkeiten. Im Gegenzug zu den oben beschriebenen Einschätzungen der Po¬
lizei an der Schnittsteüe zum trivialen AUtagsgeschäft findet sich hier eine
gegenläufige Tendenz: die Ausdehnung der selektiven präventiven Überwa¬
chung in bestimmten Sektoren, wobei diese Überwachung zum Teü durch pri¬
vate Akteure, etwa Banken, stattfindet. Die limitierung der Überwachung
durch die klare Definition einer strafbaren Handlung entfaüt hier weitgehend.
»Die charakteristischen Probleme des Risikostrafrechts«, so Frehsee, »hegen
in der Offenheit und Behebigkeit der strafbar zu stehenden Handlungen, und
zwar hinsichdich der Art des Risikos - was ist schheßüch nicht ahes gefähr¬
hch — sowie hinsichtlich des Grades des Risikos — in welchem Abstand vor der
Verletzung soü angesetzt werden« (Frehsee 1997:16).
Versucht man nun diese verschiedenen Aspekte der Entwicklung des Straf¬
rechts im Kontext einer Theorie der Veränderung sozialer Kontroüe zu inter¬
pretieren, so kann man eine Reihe von begründeten Vermutungen anstehen.
Hierzu möchte ich abschheßend noch ein paar Anmerkungen machen.
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4. Die Differenz von Staat und Gesellschaft als Ressource in der
Auseinandersetzung um die Legitimität sozialer Ordnung und
sozialer Kontrolle
Das ModeU des Rechtsstaats fungiert in mehr oder minder elaborierter Form
als Element einer koüektiven kognitiven Infrastruktur, die die Diskurse über
soziale Kontroüe steuert. Mt dem Begriff der koüektiven kognitiven Infra¬
struktur ist jene Ebene von Deutungen bezeichnet, die Bourdieu in seiner
Analyse des Habitus ansteuert. In seiner Untersuchungen der feinen Unter¬
schiede schreibt er: »AUe Akteure einer Geseüschaft verfügen in der Tat über
einen gemeinsamen Stamm von grundlegenden Wahrnehmungsmustern, de¬
ren primäre Objektivierungsebene in aügemein verwendeten Gegensatzpaa¬
ren von Adjektiven vorhegt, mit denen Menschen wie Dinge der verschiede¬
nen Bereiche der Praxis klassifiziert und qualifiziert werden« (Bourdieu 1982:
730). Man kann ausgehend von dieser Bestimmung durch die Untersuchung
der geseUschaftlichen Auseinandersetzungen über legitime Formen sozialer
KontroUe eine Art Schlüsselvokabular gewinnen, mit dessen Hufe sich ver¬
schiedene Deutungen der angemessenen ArbeitsteUung im Verhältnis von
Staat und GeseUschaft konstruieren lassen. Diese unterschiedlichen Deutun¬
gen stehen zueinander in Konkurrenz. Sie dienen zur Klassifikation der sozia¬
len Welt aus verschiedenen Blickwinkeln. Solche Klassifikationssysteme sind
»weniger Erkenntnis- als Machtinstrument, (sie sind) sozialen Funktionen un¬
terworfen und mehr oder weniger offen auf die Erfüüung spezifischer Grup¬
peninteressen hin ausgerichtet.« Bourdieu verweist hier exphzit auf das Bei¬
spiel juristischer Klassifikationen. Solche Klassifikationssysteme sind »mithin
Streitobjekte in den Auseinandersetzungen zwischen den Gruppen, die über
diesen Affront Profil gewinnen und gegeneinander Front beziehen im Bestre¬
ben, jene für sich, zu ihrem eigenen Vorteü einzuspannen« (Bourdieu 1982:
744). Das ModeU des demokratischen Rechtsstaats läßt sich als solch ein se¬
mantisches Streitobjekt begreifen. Es kann von verschiedenen Gruppen in
unterschiedlicher Art und Weise verwendet werden. Gewaltenteüung, Ge¬
setzesbindung, die Differenz zwischen geschützter Privatsphäre und öffentli¬
chem Interesse, zwischen Recht und Unrecht, zwischen Legitimität und
IUegitimität, Devianz und Konformität sind zentrale Elemente dieses seman¬
tischen Baukastens.
Dem Staat als semantischem Objekt und Kontrastkategorie von Geseü¬
schaft werden in diesen Auseinandersetzungen verschiedene Roüen, Fähigkei¬
ten und Aufgaben im Verhältnis zur Geseüschaft zugeschrieben. In elaborier-
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ter und expliziter Form finden sich solche Zuschreibungen in staatstheoreti¬
schen und staatsrechtlichen Abhandlungen (Böckenförde 1991). Hier wkd die
Differenz zwischen Staat und GeseUschaft aufwendig nachgezeichnet und be¬
gründet, um die Grenzen des staatlichen Zugriffs, das Spektrum der mögü-
chen Staatsaufgaben und die legitimen Erwartungen an staatliches Handeln
darzusteUen und für den pohtischen Diskurs handhabbar zu machen. Man
kann sich diesen DarsteUungen in unterschiedlicher Weise nähern. Sie lassen
sich einerseits in gleichsam objektivierender Einsteüung auf ihren Wahrheits¬
gehalt, auf ihre Angemessenheit und ihre Brauchbarkeit als Vokabular der
Beschreibung überprüfen. Man kann sie aber auch als möghche und konkur¬
rierende Vokabularien der Begründung, Klassifikation und Legitimation in
poütischen und sozialen Auseinandersetzungen um geseUschaftliche Macht¬
positionen begreifen, als Elemente eines reflexiven poütischen Diskurses, in
dem die Beteüigten ihre eigene Position in dem Szenario, das sie beschreiben,
zu klären versuchen.
Ich möchte nun abschüeßend kurz auf einen Aspekt eingehen, der mk für
die Debatte über soziale Kontroüe wichtig erscheint. Wk hatten oben als
Maßstab für die Legitimität staatiich organisierter und rechtlich kodierter
sozialer Kontroüe die Sicherung der Reproduktionsbedingungen der Geseü¬
schaft genannt. Hier zeigt sich nun eine interessante Verschiebung. Die Vor¬
steUung von GeseUschaft als eines sich gleichsam naturwüchsig repro¬
duzierenden Handlungszusammenhangs verschwindet zusehends und wkd
abgelöst durch ein ModeU oder ein Büd, das Geseüschaft als komplexes, inter-
dependentes, risikobeladenes und vor aüen Dingen störanfalüges System er¬
scheinen läßt. An der Karriere von zeitdiagnostischen Schlagworten wie dem
von Beck (1986) geprägten Terminus der Risikogeseüschaft läßt sich dieser
Wandel nachzeichnen. Auch die im rechtlichen Diskurs verwendeten Figuren
des abstrakten Gefährdungsdelikts, des Risikostrafrechts und der Vorsorge
für die Strafrechtspflege weisen in diese Richtung (Prittwitz 1993).
Soziale Ordnung erscheint hier nicht mehr als das erwartbare Produkt des
geseUschaftlichen Reproduktionsprozesses, sondern als Ergebnis einer dau¬
ernden, weitreichenden und reflexiven Intervention, sie verdankt sich der
frühzeitigen Reaktion auf und Verhinderung von Störungen des sozialen
Gleichgewichts. Für das Verhältnis von Staat und Geseüschaft im Bereich so¬
ziale Kontroüe hat dies gravierende Folgen. Der Staat wkd hier zur gleichen
Zeit ebenso omni- wie impotent: Er reklamiert einerseits umfassende Zustän¬
digkeiten bzw. wkd zum Adressaten vielfältiger Beschwerden und Forderun¬
gen und kann den an ihn gesteüten Forderungen andererseits zunehmend we¬
niger gerecht werden. So entsteht die scheinbar paradoxe Kombination eines
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Diskurses, der im gleichen Atemzug die zunehmende Verstaatlichung ebenso
beklagt wie den Rückzug des Staates. Der Staat muß — so die poütische Rhe¬
torik — zusehends mehr intervenieren, um der vermeintüchen Bedrohung der
sozialen Ordnung zu begegnen, er ist dabei aber zusehends — so die entspre¬
chende Forderung - auf die Kooperation der Geseüschaft angewiesen. Neue,
schärfere strafrechtliche Regelungen erscheinen in diesem Szenario unabding¬
bar, sie sind aber nur wkkungsvoü, wenn die Geseüschaft sozusagen koope¬
riert, d.h. ihren Anteü an der Überwachung, Kontroüe und Prävention über¬
nimmt. Man könnte diese Verschiebung in der Semantik des Verhältnisses von
Staat und GeseUschaft an ausgewählten Topoi des aktueUen Diskurses über
soziale Kontroüe nachzeichnen, etwa an der Diskussion über die Bedrohung
durch die organisierte Kriminalität. Hier findet sich ein Amalgam aus xeno-
phobischen Bedrohungsszenarien, Ängsten vor Verlust der territorialen Sou¬
veränität und ethnischen Globalstigmatisierungen, denn das organisierte Ver¬
brechen, wie es uns als Bedrohung dargesteüt wkd, geht in erster Linie von
der italienischen Camorra, der russischen Mafia oder den chinesischen Tria¬
den aus. Das Büd der wüden Horden, die über das eigene Land hereinbrechen,
wkd hier ziemlich unverblümt als Bedrohungsszenario verwendet (Rufin
1994:180ff). Andererseits lassen sich gefährüche Feinde auch im Inneren er¬
finden: Man denke hier etwa an die Diskussion über Korruption in der öffent-
hchen Verwaltung oder die derzeit aktuelle Debatte über sexueüen Mißbrauch
von Kindern, die das Büd des aügegenwärtigen Triebtäters hinter jeder Ecke
zeichnet: Vorbeugen, Einsperren und Absichern werden als dringend not¬
wendige Therapien empfohlen. Die verschiedenen Konsortien des Moralun-
ternehmertams verstehen es, für ihre jeweüigen Anüegen die öffentüchen
Diskurse anzuheizen und dabei auf die »Verantwortung des Staates« zu ver¬
weisen. Entsprechend wkd die Gesetzgebungsmaschine angeworfen, um Ak¬
tivität zu demonstrieren.
An aü diesen Beispielen läßt sich demonstrieren, wie die Differenz von
Staat und GeseUschaft, von Kontroüe und präreflexiver Reproduktion sozia¬
ler Ordnung verschwimmt bzw. immer wieder neu konstituiert wkd. Damit
wkd einer Politik Vorschub geleistet, die davon lebt, daß sie die geseUschaftli¬
chen Ressourcen Vertrauen und Sicherheit abschmilzt, um sie durch die refle¬
xiv gewendete Nötigung zur Selbstkontroüe und vorverlagerte staatliche
Überwachungsmaßnahmen zu ersetzen. Setzt sich diese politische Rhetorik
durch, so geht das im ModeU des demokratischen Rechtsstaats angelegte
Spannungsverhältnis zwischen Staat und GeseUschaft verloren und der politi¬
sche Diskurs über soziale KontroUe verengt sich zusehends auf die Frage, wel¬
che Bereiche der Geseüschaft noch nicht ausreichend überwacht und kontrol-
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hert sind und wie diese Kontroüdefizite zu beseitigen sind. Die Aufgabe einer
kritische Theorie sozialer KontroUe wäre es, hier gegenhegemoniale Deutun¬
gen und entsprechende - notwendigerweise ein Stück weit auch utopische -
Vokabularien zu erfinden. Aber das ist ein anderes Thema.
Anmerkung
1 Dieser Beitrag ist entstanden im Rahmen eines von der Deutschen Forschungsge¬
meinschaft geförderten Forschungsprojekts über den Paradigmenwechsel sozialer
Kontroüe, das vom Verfasser an der Bergischen Universität Gesamthochschule
Wuppertal unter der Leitung von Manfred Brüsten durchgeführt wurde.
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